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Beijing gewinnt an Boden

Neuer Asphalt für Seidenstraße

China-CELAC-Gipfel: Lateinamerikanische Staaten suchen  
nach Alternativen zu USA. Xi verspricht mehr Engagement. 
Von Frederic Schnatterer

Kolumbien tritt »Belt and Road Initiative« Chinas bei. USA reagieren erbost

Die Abhängigkeit Lateiname-
rikas von den Vereinigten 
Staaten ist nicht alternativlos. 

Das ist das Signal, das vom Treffen der 
Gemeinschaft Lateinamerikanischer 
und Karibischer Staaten (CELAC) mit 
China in Beijing am Dienstag ausgeht. 
Längst steigt die Bedeutung von Akteu-
ren aus anderen Weltregionen für die 
CELAC-Länder, gerade als Handels-
partner. Der Kurs der US-Regierung 
unter Präsident Donald Trump gegen-
über Lateinamerika scheint diese Ent-
wicklung nun noch zu beschleunigen.

Für China bedeutete das Treffen 
einen Erfolg. Inmitten des Zollkrieges 
mit der US-Regierung machte Beijing 
einmal mehr deutlich, dass das Interesse 
an einer Vertiefung der Beziehungen zur 
Volksrepublik in vielen Teilen der Welt 
groß ist. In seiner Rede zur Eröffnung 
des Treffens streckte der chinesische 
Präsident Xi Jinping den lateinameri-
kanischen Ländern die symbolische 
Hand aus. Den 33 CELAC-Staaten bot 
er an, »im Angesicht der geopolitischen 
Turbulenzen« und des »zunehmenden 
Gegenwinds aus Unilateralismus und 
Protektionismus« zusammenzuarbeiten. 
China und die Länder Lateinamerikas 
und der Karibik seien »wichtige Mitglie-
der des globalen Südens«, so Xi weiter. 
»Unabhängigkeit ist unsere ruhmreiche 
Tradition, Entwicklung und Wieder-
belebung sind unser natürliches Recht 
und Fairness und Gerechtigkeit unser 
gemeinsames Streben.«

Vor zehn Jahren kamen die Außen-
minister der teilnehmenden Länder zum 
ersten Mal zum CELAC-China-Forum 
zusammen. Dass das Treffen in diesem 
Jahr, insgesamt das vierte seiner Art, 
von besonderer Bedeutung war, zeigte 
nicht nur die Teilnahme von Staatschef 
Xi. Mit Luiz Inácio Lula da Silva aus 
Brasilien, Gabriel Boric aus Chile und 
Gustavo Petro aus Kolumbien waren 
gleich drei dem linken Lager zugerech-
nete Präsidenten aus Südamerika nach 
Beijing gereist.

Petro, der derzeit den Vorsitz der CE-
LAC-Staatengemeinschaft innehat, er-
klärte in seiner Rede, die Menschheit 
stehe vor dem Dilemma »kooperieren 
oder untergehen«. Die Welt, so Petro 
weiter, sei von »Fragmentierung, geo-
politischen Spannungen, Kriegen, 
Umweltzerstörung und Ungleichheit 
geprägt«. Angesichts dessen wolle die 
CELAC mit allen sprechen – »horizon-
tal, nicht vertikal«, und »frei von Auto-
ritarismus und Imperialismus«. Der chi-
lenische Präsident Boric sagte, dass es 

»jetzt an der Zeit ist, einen qualitativen 
Sprung in den Wirtschaftsbeziehungen 
mit China zu machen«. Dabei sei jedoch 
von grundlegender Bedeutung, »dass die 
Grundsätze des gegenseitigen Respekts 
und der Anerkennung der Besonderhei-
ten jeder Nation und ihrer Rechtsstaat-
lichkeit gewahrt bleiben«, betonte er.

In den vergangenen Jahrzehnten 
hat China als Handelspartner Latein-
amerikas stetig aufgeholt. Heute steht 
die Wirtschaftsmacht an zweiter Stel-
le hinter den USA. Für so bedeutende 
Volkswirtschaften wie Brasilien, Chile, 
Uruguay oder Peru ist die Volksrepublik 
bereits der wichtigste Partner. Dabei be-
trug das Handelsvolumen im vergange-
nen Jahr das erste Mal mehr als 500 Mil-
liarden US-Dollar – rund 40mal mehr 
als noch zu Beginn des 21. Jahrhunderts. 
Hinzu kommen allein bis 2023 Hunder-
te chinesische Infrastrukturprojekte, die 
teils gigantische Dimensionen haben. So 
eröffnete die Volksrepublik im vergan-
genen Jahr den Megahafen Chancay in 

Peru, über den künftig ein großer Teil 
des Handels zwischen Südamerika und 
China mit geringeren Transportzeiten 
abgewickelt werden soll.

In Beijing sagte Xi am Dienstag nun 
eine neue Kreditlinie in Höhe von rund 
8,25 Milliarden Euro zu – etwa die Hälf-
te der Zusagen von vor zehn Jahren. 
Zudem versprach er, die Importe aus 
der Region zu erhöhen, und versicherte, 
dass China seine Unternehmen zu mehr 
Investitionen ermutigen werde. Kolum-
biens Außenministerin Laura Sarabia 
betonte: »Wir müssen die Diversifizie-
rung der Märkte angehen. Heute senden 
wir von Beijing aus die Botschaft an die 
Welt, dass wir Schwesterregionen sind.«

Gleichzeitig warnten Vertreter der 
CELAC davor, die Abhängigkeit von 
den USA einfach gegen eine von Chi-
na einzutauschen. So sagte der chile-
nische Präsident Boric, für seine Re-
gierung bedeute Souveränität die »freie 
Entscheidung darüber, mit wem und 
wann wir Handel betreiben möchten«. 

»Wir wollen uns nicht für den einen 
oder den anderen entscheiden müssen.« 
Brasiliens Lula betonte, das »Schick-
sal Lateinamerikas« hänge »nicht von 
Präsident Xi Jinping ab, es hängt nicht 
von den Vereinigten Staaten ab, es hängt 
nicht von der Europäischen Union ab. Es 
hängt einzig und allein davon ab, ob wir 
groß sein oder klein bleiben wollen.«

Brasilien, das gemeinsam mit China 
Teil der BRICS-Staatengruppe ist, ist 
der wichtigste Partner der Volksrepub-
lik in Lateinamerika. Knapp die Hälfte 
der Waren im Wert von 240 Milliarden 
US-Dollar, die China im vergangenen 
Jahr von den CELAC-Ländern gekauft 
hat, kam aus der größten Volkswirt-
schaft Südamerikas. Um die Handels-
beziehungen noch weiter auszubauen, 
unterzeichneten Lula und Xi am Ran-
de des Gipfels mehrere Abkommen in 
den Bereichen Landwirtschaft, Kern-
energie und technische Zusammen-
arbeit in Höhe von fast fünf Milliarden 
US-Dollar.

Kolumbien richtet den Blick 
gen China – zum Missfallen 
der Vereinigten Staaten. Am 

Mittwoch unterzeichneten Vertreter der 
Regierung von Gustavo Petro und der 
Volksrepublik China in Beijing ein Ab-
kommen, das die Aufnahme des süd-
amerikanischen Landes in die »Belt 
and Road Initiative« vorsieht. Das ko-
lumbianische Außenministerium be-
zeichnete den Schritt im Anschluss auf 
X als »historisch«. Er eröffne »neue 
Möglichkeiten für Investitionen, tech-
nologische Zusammenarbeit und nach-
haltige Entwicklung«.

Petro selbst erklärte: »Von nun an 
geht Kolumbien mit der gesamten Welt 
Beziehungen auf Basis der Gleichheit 
und Freiheit ein.« Der chinesische Prä-
sident Xi Jinping rief seinerseits dazu 
auf, »die Gelegenheit des formellen 
Beitritts Kolumbiens zur Familie der 
›Belt and Road Initiative‹ zu nutzen, um 

eine bessere Zusammenarbeit voran-
zubringen«. Die »Neue Seidenstraße« 
war 2013 von Xi ins Leben gerufen 
worden. Heute sind mehr als 100 Län-
der Teil der Initiative, in deren Rahmen 
China weltweit in Infrastrukturprojekte 
wie Häfen, Bahnlinien und Flughäfen 
investiert. So sollen der Handel und 
Austausch zwischen den verschiedenen 
Weltregionen gefördert werden.

Bereits zuvor hatte Petro, der 2022 
zum ersten linken Präsidenten in der 
Geschichte Kolumbiens gewählt wor-
den war, angekündigt, dem Megainf-
rastrukturprojekt beitreten zu wollen. 
Kolumbien sei ein »freies, souveränes, 
unabhängiges« Land. Hintergrund 
ist auch der zunehmend aggressive 
Kurs der US-Regierung unter Donald 
Trump gegen das Land. Ende Januar 
hatte Trump kurzzeitig Strafzölle von 
25 Prozent auf kolumbianische Importe 
verhängt, nachdem es Streit über die 

Aufnahme von aus den USA deportier-
ter Kolumbianer gegeben hatte.

Nun ist Kolumbien keineswegs das 
erste Land Lateinamerikas, das sich dem 
chinesischen Projekt anschließt. Ganze 
20 der 33 unabhängigen Staaten der Re-
gion sind Teil der Initiative. Trotzdem 
birgt die Entscheidung der Regierung 
Petro Sprengstoff, galt das Land doch 
über Jahrzehnte als wichtigster Verbün-
deter der USA in Südamerika.

Es ist also nicht verwunderlich, dass 
die Ankündigung Petros in Washing-
ton, ebenso wie in rechten Kreisen in 
Kolumbien selbst, Schnappatmung 
auslöste. So drohte der Sondergesand-
te des US-Außenministeriums für La-
teinamerika, Mauricio Claver-Carone, 
offen, »die Annäherung von Präsident 
Petro an China« sei eine »großartige 
Möglichkeit für die Rosen aus Ecuador 
und den Kaffee aus Zentralamerika«. 
Derzeit beziehen die USA die beiden 

Produkte noch zu großen Teilen aus 
Kolumbien. Der Chef des kolumbiani-
schen Unternehmerverbandes Fenalco, 
Jaime Cabal, bezeichnete den Schritt 
Petros als eine »unnötige Provokation 
unseres wichtigsten strategischen und 
Handelspartners«.

In Kraft ist die Mitgliedschaft Ko-
lumbiens im chinesischen Megaprojekt 
jedoch noch nicht. Zunächst muss das 
kolumbianische Parlament dem Schritt 
zustimmen. Am Mittwoch versuchte 
Außenministerin Laura Sarabia, den 
Kritikern den Wind aus den Segeln zu 
nehmen. Sie betonte, die Vereinigten 
Staaten würden ein »strategischer Part-
ner« und »ein Handelspartner für Ko-
lumbien« bleiben – »darauf legen wir 
weiterhin viel Wert«. Sarabia schränkte 
aber ein: »Das bedeutet jedoch nicht, 
dass Kolumbien nicht auch andere Sze-
narien ins Auge fassen kann.«

� Frederic Schnatterer

Neue Allianzen: Lateinamerikanische Staatschefs wollen Beziehung auf Augenhöhe mit China (Beijing, 13.5.2025) 
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Hintergrund 

Begraben war sie nie. Doch so 
offensiv vorgetragen wie seit 
dem zweiten Amtsantritt von 
US-Präsident Donald Trump 
Ende Januar wurde die soge-
nannte Monroe-Doktrin schon 
lange nicht mehr. Nur wenige 
Tage nach seiner Ernennung als 
neuer US-Außenminister erklärte 
Marco Rubio, die Regierung in 
Washington werde »unsere Re-
gion, die Amerikas, an erste Stelle 
setzen«.

Vor mehr als 200 Jahren hat-
te der damalige US-Präsident 
James Monroe die Parole »Ame-
rika den Amerikanern« ausgege-
ben. Der Doppelkontinent sollte 
alleinige Einflusssphäre der USA 
sein – ohne die europäischen Ko-
lonialmächte. Die Doktrin setzte 
Washington unzählige Male in die 
Tat um: Unliebsame Regierungen 
im »Hinterhof« wurden mit Hilfe 
von Militärinterventionen aus 
dem Weg geräumt. Auch weniger 
rabiate Mittel wie der Unterhalt 
zahlreicher Armeestützpunkte in 
der Region, wirtschaftlicher Druck 
und Knebelkredite des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) oder 
der Weltbank dienen der Durch-
setzung der US-Interessen.

Mittlerweile richtet sich die 
Monroe-Doktrin in erster Linie 
gegen die Aktivitäten Chinas in 
Lateinamerika. Bereits 2022 de-
finierte die damalige Regierung 
unter Joe Biden in ihrer Natio-
nalen Sicherheitsstrategie die 
Volksrepublik als Hauptrivalen. 
Ziel der US-Außenpolitik müsse 
sein, »eine effektive demo-
kratische Regierungsführung 
zu unterstützen und die Region 
gegen Einmischung oder Zwang 
von außen, auch durch die Volks-
republik China, Russland oder 
den Iran, (zu) schützen«.

In ihrem Strategiepapier »Den 
Neuen Kalten Krieg gewinnen: 
Ein Plan zur Bekämpfung Chi-
nas« skizzierte der ultrarechte 
Thinktank Heritage Foundation, 
der aufs engste mit der Trump-
Regierung verbunden ist, bereits 
2023 eine aus seiner Sicht wün-
schenswerte US-Außenpolitik. 
Linke Regierungen in Lateiname-
rika und Zusammenschlüsse wie 
das São-Paulo-Forum werden 
darin bezichtigt, »die Region für 
China zu öffnen«.

In einem Gastbeitrag in der 
Washington Post schrieb Rubio 
kurz nach Amtsantritt: »Aus einer 
Reihe von Gründen hat sich die 
US-Außenpolitik lange Zeit auf 
andere Regionen konzentriert 
und dabei unsere eigene überse-
hen.« Damit sei »jetzt Schluss«. 
Dass es die Trump-Regierung 
ernst meint, machte sie sofort 
deutlich. Davon zeugen die An-
nexionsphantasien gegenüber 
Grönland und Kanada, die –  
letztlich mit dem Gewinn der 
Kontrolle über den Kanal erfolg-
reiche – Invasionsdrohung gegen 
Panama, die Verhängung hoher 
Zölle gegen lateinamerikanische 
Staaten oder der Eskalationskurs 
gegen unliebsame Regierungen 
wie die Kubas oder Venezuelas. 
Dass die US-Regierung mit ihrem 
Kurs erfolgreich sein wird, ist 
jedoch mindestens fraglich. Chi-
na lässt sich in der Region nicht 
mehr so einfach zurückdrängen. 
� (fres)

Neuauflage der 
Monroe-Doktrin


